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Wird urheberrechtlich geschützte Nahmen- und Zwischen-, 
muaik, die in Sportrundfunk- oder Fernsehsendungen ein 
geblendet ist, in einem von einem Sportverein bewirt­
schafteten Sportheim öffentlich hörbar gemacht, so be­
darf es hierzu der Erlaubnis der' GEMA als freuhänderin 
der Aufführungsrechte des Ürheberberechtigten.
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I ZR 17/59
Verkündet 

am 7* Oktober I960 
Grunau, Justizhauptsekretär 
als Urkundsbeamter der 

Geschäftsstelle
9

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit

des Vereins für Sport- und Körperpflege 1921
e.V.. gesetzlich vertretex^urch seinen Vorstand OttoW^pstraße

Beklagten und Kevisionsklägers,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br»

g e g e n
die G E M A  , Gesellschaft fUr musikalische Aufführungs­
und mechanische Vervielfältigungsrechte, gesetzlich vertre­
ten durch ihren Vorstand Generaldirektor Br, Erich Schp^t,

Straße
Klägerin und Revisionsbeklagte»

- Prozeßbevollmächtigter* Rechtsanwalt Prof, Pr,

hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 7* Oktober I960 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Prof« Br« h. c. Wilde und der Bundes­
richter Br. KrÜger-Nieland, Br» Weiß, Br» Löscher und Pehle
für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird unter ihrer Zurück­
weisung im übrigen das Urteil des 9* Zivilsenats des 
Kammergerichts in Berlin vom 28. Oktober 1958 im Kosten­
punkt und hinsichtlich der Verurteilung zur Zahlung (Ziff. 
1 des Urteilstenors), wie folgt, abgeändert*
Ber Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 81,40 DM 
nebst 4 & Zinsen seit dem 8. September 1956 zu zahlen.
Mit dem weit ergehenden Zahlungsanspruch wird die Kläge­
rin abgewiesen.
Bie Kosten des ersten und des zweiten Rechtazuges werden der Klägerin zu 1/14 und dem Beklagten zu 13/14» die 
Kosten der Revision zu 1/28 der Klägerin und zu 27/28 
dem Beklagten auferlegt.

r

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Klägerin nimmt u.a. die musikalischen Aufführungsrech­
te und Senderechte in- und ausländischer Komponisten wahr, 
und zwar aufgrund von Verträgen, die sie mit den Komponi­
sten, deren Verlegern oder ausländischen Gesellschaften 
zur Verweisung musikalischer Aufführungsrechte geschlossen 
hat» Sie hat den westdeutschen Sendern das Recht übertra­
gen, die Werke ihres Gesamt-Repertoires zu senden, und zwar 
"zum ausschließlichen Zweck der nicht kommerziellen Sen­
dung durch Rundfunk (Hörrundfunk, Pernsehrundfunk, Draht­
funk)" und mit dem Vorbehalts

"Dieser Vertrag gewährt keinem Dritten das 
Recht, die Sendung der Rundfunkanstalt zu 
Öffentlichen Aufführungen Uber Lautspre­
cher ... zu verwenden ...11.

Der beklagte Sportverein, der rund 130 Mitglieder hat, be­
treibt am Rande von Ludwigshafänn neben seinem Sportplatz 
ein "Sportheim", das er von seinem Mitglied und des­
sen Prau und Tochter bewirtschaften und in dem er Speisen, 
Getränke und Genußmittel verkaufen läßt. Konzessionsträger 
für die Schankwirtschaft ist der beklagte Sportverein, der 
bis zum 31. März 1936 auch Mitglied des Bezirksverbandes 
des Hotel- und Gaststättenverbandes war. Im Raum ist ein 
Rundfunkgerät, ein fernsehgerät und ein - an die elektro- 
akustische Lautsprecheranlage des Rundfunkgerätes anzu­
schließender - Plattenspieler mit etwa 30 Schallplatten 
aufgestellt.

Die Klägerin hat geltend gemacht, das Sportheim sei nicht 
nur den Mitgliedern des beklagten Vereins, sondern jedem 
zugänglich. So habe beispielsweise ihr Beauftragter 
am 12. «eptember 1956 von 18.15 bis 19 Uhr das Sportheim 
ungehinderttallein besucht und dort für 2,10 DM gegessen
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und getrunken. Mit den genannten Geräten sei ohne ihre 
Erlaubnis vor den Gästen Musik aufgeführt worden, die zu 
dem von ihr verwalteten Bestände urheberrechtlich ge­
schützter Musik gehöre. Da es sich um öffentliche Auffüh­
rungen gehandelt habe und die Aufführungen gewerblichen 
Zwecken gedient hätten, sei der Beklagte verpflichtet, ihr 
Schadensersatz in doppelter Höhe ihrer Normaltarife zu 
leisten, und zwar

a) 80,—  DM für die Aufführungen mittels
Plattenspielers vom 1*1.1934 
bis 31.10.1954,

b) 80,—  BM für die Aufführungen mittels
Kundfunkgeräts vom 1•11.1954 
bis 30.6.1956,

c) 82,80 i>M für die Aufführungen mittels
Fernsehgeräts vom 1.10.1955 bis 30.6.1956.

Außerdem könne sie den Beklagten auf Unterlassung in An­
spruch nehmen; ,

Bie Klägerin hat beantragt,

1. den Beklagten zu verurteilen, an sie 242,80 BM 
nebst 4 $ Zinsen seit Mlagezustellung (8.9*1956) 
zu zahlen;

2. den Beklagten zu verurteilen, öffentliche Auffüh- ( 
rungen des für sie geschützten Musikrepertoires 
ohne ihre Genehmigung bei Vermeidung einer für 
jeden Fall der Zuwiderhandlung vom Gericht fest­
zusetzenden Geldstrafe in unbeschränkter Höhe oder 
Haftstrafe bis zu sechs Monaten zu unterlassen im 
Zusammenhang mit Femseh- und Bundfunkdarbietungen.

Ber Beklagte hat beantragt,
die Klage abzuweisen.

Ber Beklagte hat erwidert, das Sportheim habe nur seinen 
Mitgliedern, deren Angehörigen und den Sportkameraden an­
derer Vereine offen gestanden, wenn auch eine Kontrolle 
nicht immer möglich gewesen sei. An den Wochentagen, an
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denen es nur abends zwei Stunden geöffnet gewesen sei«, sei 
es von fUnf bis zwanzig Personen» an den Sonntagen nach 
den Spielen von 40 bis 50 Personen besucht worden. Er habe 
mit dem Sportheim keine Gewinne erziehen wollen und tat­
sächlich mit Verlust gearbeitet. Niemand sei verpflichtet 
gewesen» etwas zu verzehren. Die Waren seien mit einem nur 
geringen Aufschlag zum Einkaufspreis zur Deckung der Un­
kosten verkauft worden. Es sei kein Bedienungsgeld erhoben 
worden. und seine Familie habe kein Entgelt erhalten.
Der Klägerin geschützte Musik sei nicht auf geführt worden«
Im übrigen könne er für die Aufführung von Hundfunkmusik 
den Vorzugstarif des Hotel** und Gaststättenverbandes in 
Anspruch nehmen» der bei K&einstbetrieben mit einem Umsatz 
von weniger als 15*000,—  IM im Jahr nur 10,—  DM jährlich 
betrage.

Das Landgericht hat nach einer Beweisaufnahme die Klage 
abgewiesen. Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Berufung 
eingelegt und ihre Klaganträge weiterverfolgt. Der Beklag­
te hat Zurückweisung der Berufung beantragt. Er hat sein 
erstinstanzliches Vorbringen wiederholt und weiterhin gel­
tend gemacht, mit dem Bundfunk- und dem Fernsehgerät seien 
nur Sportsendungen (Übertragungen, Berichte und Nachrichten) 
wiedergegeben worden. An der Kähmen- und Zwischenmusik die­
ser Sendungen sei "niemand interessiert gewesen. Sie sei 
regelmäßig leiser gestellt worden. Der Vorstand habe ange­
ordnet, daß Tanz- und Unterhaltungsmusik nicht gehört wer­
den dürfe» Die Geräte» die hinter der Theke gestanden hät­
ten, hätten nur von 23j|^ und seiner Frau bedient werden 
können. Der Plattenspieler habe nie funktioniert.

Das Kammergericht hat nach einer weiteren Beweisaufnahme 
dem Unterlassungsantrag in vollem Umfang, dem Zahlungs­
anspruch in Höhe von 162,80 DM nebst Zinsen stattgegeben.
Die Revision ist zugunsten des Beklagten zugelassen worden.
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Mit der Revision verfolgt der Beklagte seinen Antrag auf 
volle Klagabweisung weiter. Die Klägerin bittet um Zurück­
weisung der Revision.

weit als begründet erachtet, als Schadensersatz in der 
doppelten Höhe der Normaltarife der Klägerin für Musik­
aufführungen mittels des Hör-4' und Fernsehrundfunkgerätes 
des Beklagten begehrt worden ist. Aufführungen mittels

Zeitraum nicht als erwiesen angesehen. Da das Unterlassungs-j 
gebot sich gleichfalls nur auf öffentliche Musikaufführungen] 
durch Hör- und Fernsehrundfunkgeräte besieht, bilden Gegen- ] 
stand des Revisionsverfahrene nicht Musikaufführungen, die

II. Die Schadensersatz- und Unterlassungspflicht des Beklag­
ten für die HÖrbarmachung der im Hör- und Fernsehrundfunk 
gesendeten Musik hat das Berufungsgericht aus folgenden 
Erwägungen bejaht:

1. Die Bundfunksendung sei zwar im Gegensatz zu der vom 
Reichsgericht vertretenen Auffassung nicht in den Be­
griff der gewerbsmäßigen Verbreitung im Sinne des § 1t 
Abs. 1 Satz 1 LitUrhG einzuordnen, da sich der Verbrei­
tungsbegriff nur auf die Verbreitung körperlicher Werk­
exemplare beschränke. Die Sendung sei jedoch eine der 
Verbreitung ähnliche Wiedergabeform, da sie es unzähligen 
Empfängern ermögliche, das Werk durch Hören zur Kenntnis 
zu nehmen. Die Sendebefugnis sei deshalb im Wege der Ana­
logie ebenfalls als eine dem Urheber ausschließlich vorbe 
haltene Nutzungsbefugnis anzusehen. In dem Hörbarmachen

Entscheidungsgründe:

I. Bas Berufungsgericht hat den Zahlungsanspruch nur inso-

Plattenspielers hat das Berufungsgericht für den fraglichen

mit Hilfe eines Plattenspielers veranstaltet werden.
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der Sendung durch ein Empfangsgerät mit Lautsprecher aber 
eei eine - von dem Begriff der Sendung zu trennende - 
öffentliche Aufführung zu erblichen! sofern Zahl und Zu­
sammensetzung der Hörerschaft die Öffentlichkeit begründe. 
Burch die öffentliche Wiedergabe durch Rundfunk gesendeter 
Musik werde auch dann in die von der Klägerin verwalteten 
Aufführungsrechte der Komponisten eingegriffen! wenn die 
Sendung die Wiedergabe einer bereits vor dem Mikrofon 
öffentlichen Musikaufführung zum Gegenstand habe; denn 
ihre öffentliche Hörbarmachung an einem anderen Ort durch 
Lautsprecher Btelle einen neuen, selbständigen Akt der 
Wiedergabe dar, der von der Öffentlichen Aufführung vor 
dem Mikrofon in gleicher Weise wie von dem Sendevorgang 
zu trennen sei. für die Rechtslage sei auch belanglos, 
ob es sich um die Sendung von Schallträgeraufnahmen ge­
schützter Musik handele9 denn die öffentliche Wiedergabe 
der vom Rundfunk gesendeten sog. mechanischen Musik durch 
elektro-akustische Lautsprecher falle nicht unter die in 
§ 22 a LitUrhG vorgesehene Erlaubnisfreiheit für Öffent­
liche Darbietungen von auf Schallträgern festgelegter Mu­
sik (RGZ 153, 1; BGHZ 11, 135)*

2. Dieser rechtliche Ausgangspunkt der Beurteilung des Streit 
falles durch das Berufungsgericht steht im Einklang mit 
der Rechtsprechung des erkennenden Senats (vgl. Urt. des 
Senats vom 31- Mai I960 - I ZR 87/58 - Künstlerlizenz bei 
öffentlicher Wiedergabe von Rundfunksendungen). Insoweit 
werden auch Angriffe von der Revision nicht erhoben. Die 
Revision macht gegenüber dem Unterlassungsbegehren nur 
geltend, das Berufungsgericht habe den Begriff der Öffent­
lichkeit im Sinne von § 1 LitUrhG verkannt und zu Unrecht 
angenommen, daß die Wiedergabe der Musiksendungen gewerb­
lichen Zwecken des Beklagten gedient habe. Auch müsse die 
Klägerin, da sie den Rundfunkanstalten die Terbindung von 
Sportsendungen mit geschützter Rahmen- und Zwischenmusik
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gestattet habe, es nach dem Grundsatz von Treu und Glauben 
hinnehmen, wenn diejenigen Hörer, die nur Sportberichte zu 
sehen und zu hören wünschten, auch die dazwischen einge­
blendete Musik anhörten.

Pas Kammergericht ist aufgrund einer Würdigung der Ergeb­
nisse der Beweisaufnahme in tatsächlicher Hinsicht davon 

. ausgegangen, daß mit dem in dem Sportheim des Beklagten 
aufgestellten Hundfunk- und Fernsehgerät lediglich Sport­
sendungen und die damit verbundene Bahmen- und Zwischenmu­
sik gehört worden seien. Hierbei sei die Musik entgegen den 
Behauptungen des Beklagten nicht leiser gestellt worden. 
Gerade bei dieser Art von Musik sei aber nach der Lebens­
erfahrung anzunehmen, daß es sich überwiegend um moderne 
Tanz- und Unterhaltungsmusik gehandelt habe, für die Klä­
gerin somit eine von der Beklagten nicht ausgeräumte tat­
sächliche Vermutung dafür streite, daß ihr a3fs einziger 
deutscher Verwertungsgesellschaft für musikalische Urheber­
rechte mit einem fast lückenlosen Bepertoire an* in- und 
ausländischer Tanz- und Unterhaltungsm&aik an diesen Musik­
stücken die Aufführungsrechte zugestanden hätten. Auch die­
se Beurteilung läßt eine rechteirrige Betrachtungsweise 
nicht erkennen und stimmt mit der Bechtsprechung des Senats 
Uberein (BGHZ 17, 376, 376 - Betriebefeier).

3* Zur Frage der Öffentlichkeit hat das Berufungsgericht in 
tatsächlicher Hinsicht festgestellt, daß das Sportheim 
des Beklagten 60 Sitzplätze habe und am Sonntag von zahl­
reichen Personen - der Beklagte nenne selbst 40 bis 30 - 
besucht worden sei» Hierbei habe es eich nicht nur um 
Mitglieder des beklagten Vereins, sondern auch um deren 
Angehörige und um Mitglieder anderer Vereine gehandelt.
Pa bei starkem Andrang, insbesondere an Sonntagen, mit 
Spielveranstaltungen auf dem Sportplatz des Beklagten eine 
Kontrolle nicht mehr möglich gewesen sei, hätten auch ganz-
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lieh fremde Zuschauer Eintritt gefunden. Unter diesen Um­
ständen könne nicht angenommen werden, daß die bei den 
Musikdarbietungen Anwesenden durch wechselseitige persön­
liche Beziehungen einen in sich geschlossenen, nach außen 
individuell abgegrenzten Personenkreis gebildet hätten, was 
Voraussetzung für die Annahme eines nichtöffentlichen Cha­
rakters der Veranstaltung sei.

Auch die gegen diese Darlegungen des Berufungsgerichts ge­
richteten Angriffe der Revision gehen fehl. Ob im Einzel­
fall eine auf persönlicher Verbundenheit beruhende Gemein­
schaft des Hörerkreises besteht, ist im wesentlichen Tat­
frage (BGHZ 17, 376, 380 - Betriebsfeier). Zu Unrecht 
meint die Revision, das erforderliche persönliche Band 
sei allein schon durch das sportliche Interesse geschaffen, 
das die Teilnehmer der Veranstaltung zum gemeinsamen Abhören 
der Sportnachrichten zusammengeführt habe. Dieser Angriff 
verkennt, daß gleichgerichtete Interessen der Zuhörer allein 
nicht ausreichen, der Veranstaltung von Musikdarbietungen 
vor einem größeren Hörerkreis privaten Charakter zu ver­
leihen (BGHZ 17, 376, 380); ganz abgesehen davon, daß im 
Streitfall durchaus fraglich sein kann, ob alle in Be­
tracht kommenden Hörer das Sportheim des Beklagten ledig­
lich wegen ihres Interesses an der Wiedergabe der Sport­
berichte aufsuchten. Auch fehlt es nach den auf tatsäch­
lichem Gebiet liegenden Feststellungen des Berufungsge­
richts an der weiteren Voraussetzung für die Annahme einer 
privaten Veranstaltung, nämlich einem in sich geschlossenen, 
nach außen individuell abgegrenzten Hörerkreis, da die frag­
lichen Sendungen nicht nur von Mitgliedern des Beklagten, 
sondern auch von Mitgliedern anderer Sportvereine und deren 
Angehörigen sowie gänzlich Fremden angehört worden sind 
(vgl. BGH HJW 1956, 1553 - Tanzkurse).
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4. Die Revision kann aber auch keinen Erfolg haben, soweit 
sie sich auf § 27 Aba. 1 Satz 1 Lit UrhG beruft, wonach ein­
trittsfreie öffentliche Musikaufführungen auch ohne Ein­
willigung des Berechtigten zulässig sind, wenn sie keinem 
gewerblichen Zweck dienen. Das Berufungsgericht hat seine 
Feststellung, daß die fraglichen Musikdarbietungen gewerb­
liche Zwecke des Beklagten gefördert hätten, auf folgende 
tatsächliche Umstände gestützt. Der Beklagte, Inhaber einer 
Schankstättenerlaubnis, der bis 31.Mär2 1936 Mitglied des 
Bezirksverbandes des Hotel- und Gaststättenverbandes war, 
habe in seinem von B ^ P  bewirtschafteten Sportheim Speisen, 
Getränke und Genußmittel verkaufen lassen, und zwar im 
Jahre 1954 für"27.477.—  DM, im Jahre 1955 für 25*142,—  DM 
und im Jahre 1956 für 19*002,99 DM. Dieser nicht unerheb­
liche Warenumsatz sei durch die Musikdarbietungen geför­
dert worden. Es entspreche der allgemeinen Lebenserfahrung, 
daß fanz- und Unterhaltungsmusik bei Zusammenkünften von 
Sportfreunden, insbesondere nach Spielveranstaltungen einen 
besonderen Afrreiz biete, überhaupt das Sportheim aufzu­
suchen, länger zu bleiben und mehr zu verzehren als sonst. 
Da es zur Annahme eines gewerblichen Zweckes genüge, daß 
die Musikdarbietungen den Warenumsatz und damit die Ein­
nahmen objektiv förderten, sei es unerheblich, daß der 
beklagte Verein, weil er nach seiner Satzung nur gemein­
nützige Ziele verfolge, keinen Gewinn angestrebt habe 
und die Verdienst spanne beim Verkauf der Waren so niedrig 
bemessen sei, daß hiermit die Unkosten nicht voll gedeckt 
und in den fraglichen Jahren Verluste eingetreten seien.

Auch diese Darlegungen sind frei von Rechts Irrtum. Die 
Absicht einer Gewinnerzielung iät nicht maßgebend für 
die Beurteilung, ob mit den Musikaufführungen ein ge­
werblicher Zweck verfolgt wird. Es genügt vielmehr, daß 
die Musikaufführungen objektiv auch einem gewerblichen 
Zweck dienen, der hinter den weiteren Zwecken nicht als
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völlig nebensächlich zurücktritt (BGHZ 17, 376, 382$ RGSt 
43, 189)« Insoweit werden auch Beanstandungen von der Revi­
sion nicht erhoben« Die Revision bemängelt jedoch, das Be­
rufungsgericht habe übersehen, daß im Streitfall die Anwe­
senden nur durch das Abhören der Sportnachrichten, nicht 
dagegen durch die eingeblendete Rahmen- und Zwischenmusik 
zum Verweilen in dem Sportheim veranlaßt worden seien. Die­
ser Angriff richtet sich in Wahrheit gegen die Beweiswürdi­
gung des Berufungsgerichts. Das Berufungsgericht hat sich 
mit der Behauptung des Beklagten, den Besuchern des Sport­
heims sei es nicht auf die Musik, sondern hur auf die Sport­
nachrichten angekommen, ausdrücklich auseinandergesetzt und . 
hierzu festgestellt, daß neben den Sportnachrichten auch 
die Musikdarbietungen gewerblichen Zwecken des Beklagten 
gedient hätten. Diese Feststellung verstößt weder gegen 
die Denkgesetze noch gegen allgemeine Erfahrungssätze. Da 
diese Feststellung verfahrensrechtlich nicht zu beanstanden 
ist, ist sie für das Revisionsgericht bindend. Es bedarf 
deshalb keiner Stellungnahme zu der Frage, ob die öffent­
liche Hörbarmachung von Rundfunk- oder Fernsehmüsiksendun- 
gen überhaupt in den Anwendungsbereich des § 27 Abs. 1 Satz 1 
LitUrhG fällt (vgl. hierzu BGHZ 11, 135, 149 ff - Platten­
spieler},

Handelt es sich somit nach den unangreifbaren tatsächlichen 
Feststellungen des Kammergerichts bei den strittigen Musik­
darbietungen um öffentliche, gewerblichen Zwecken dienende 
Aufführungen geschützter Musik, so ist es rechtlich bedenken­
frei, wenn das Berufungsgericht hierin eine Verletzung der 
urheberrechtlichen AuffUhrungsbefugnisse der Klägerin er­
blickt hat. Der Einwand der Revision, die Klägerin, die die 
Einblendung von geschützter Musik in Sportsendungen dulde, 
müsse es nach freu und Glauben auch hinnehmen, daß die­
jenigen Hörer, die nur Sportdarbietungen zu sehen und zu
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hören wünschten, auch die dazwischen geschaltete Musik an« j 
hörten, verkennt, daß die Klägerin eine solche Nutzung der 1 
von ihr gestatteten Musiksendungen nicht etwa schlechthin 
untersagen will, sondern die Gestattung der öffentlichen 
Hörbarmachung dieser Musiksendungen durch den Beklagten 
lediglich von der Zahlung der von ihr fUr solche Musikauf­
führungen festgelegten Normaltarife abhängig macht. Hierzu 
aber ist die Klägerin, wie dargelegt, nach der urheber­
rechtlichen Rechtslage berechtigt. Rin Verstoß gegen Treu 
und Glauben kann in der Geltendmachung dieser Urheberrechts­
gebühren nicht erblickt werden. Wenn die Rinblendung von 
Nahmen* und Zwischenmusik in Sportsendungen eine Belastung { 
mit Urheberrechtsgebühren für den Veranstalter solcher öffen 
liehen Darbietungen mit sich bringt, so ist dies nicht die 
Folge eines, etwa gegen. Treu und Glauben verstoßenden Ver­
haltens der Klägerin, sondern der Art der Brogrammgeetaltung 
durch die Sendeanstalten.

Da der Beklagte für sich in Anspruch nimmt, auch künftig 
die fraglichen Musikdarbietungen durch Rund- und Fernseh­
funkgerät ohne die Genehmigung der Klägerin öffentlich 
zu Gehör zu bringen, eine Wiederholungsgefahr somit ge­
geben ist, hat das Berufungsgericht zu Recht dem Unter­
lassungsantrag in vollem Umfang stattgegeben. ^

5* Dagegen halten die Erwägungen, aue denen das Berufungs­
gericht ein Verschulden und damit eine Schadensersatz­
pflicht des Beklagten bejaht, einer rechtlichen Nachprü­
fung nicht stand. Es ist zwar richtig, daß die Recht­
sprechung des Reichsgerichts, wonach öffentliche Wieder- 
gaben\von Kundfunkmusik erlaubnisfrei waren, im Schrifttum 
überwiegend abgelehnt worden ist und der erkennende Senat 
bereits in seiner Sntscheidung vom 6. November 1953 (BGHZ 
11, 135) Bedenken geäußert hat, ob dieser Rechtsprechung 
gefolgt werden kann. Es trifft auch zu, daß sich die Vereini
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gung der Musikveranstalter e.V. bereits 1954 bereitgefun­
den hat , mit der Klägerin eine Vereinbarung über die Ta­
rife für die öffentliche Wiedergabe von Bundfunksendungen 
zu schließen {vgl. Bundesanzeiger vom 9* September 1954 
S. 10). Da aber die Vereinigung der Musikveranstalter sich 
zu dieser Vereinbarung nur unter ausdrücklicher Wahrung 
ihres Bechtsstandpunktes, wonach für solche Musikdarbie­
tungen nach der Uesetzeslage keine Erlaubnis der Urheber- 
berechtigten einzuholen ist, bereitgefunden hat» kann ge­
genüber dem Vorstand des beklagten Sportvereins kein Vor­
wurf daraus hergeleitet werden, daß er sich in dieser um­
strittenen Präge auf den Boden der vom Beichsgericht vertre­
tenen Auffassung stellte, solange nicht eine abweichende 
höchstrichterliche Entscheidung vorlag. Hierbei ist uner­
heblich, ob dem Vorstand des Beklagten Überhaupt die Recht- 
sprechung des Eeichsgerichts zur Lautsprecherwiedergabe von 
Bundfunksendungen bekannt war, wie auch für die Verschul­
densfrage ohne Belang ist, daß der Beklagte sich erst in 
seinem letzten beim Berufungsgericht eingereichten Schrift­
satz auf die grundsätzliche Erlaubnisfreiheit von Bundfunk­
lauf Sprecherwiedergaben berufen hat, Denn entscheidend für 
die Präge, ob den Versand des Beklagten ein Schuldvorwurf 
trifft, 1st allein» obauch im Palle einer sorgfältigen 
Prüfung der Bechtslage ohne Fahrlässigkeit davon ausgehen 
durfte, er bedürfe für die öffentliche HÖrbarmachung der 
fraglichen Musiksendungen keiner Erlaubnis der Klägerin.
Dies iet aber angeeichte der Entscheidung des Reichsgerichts 
aus dem Jahre 1952 (RGZ 156, 577), der bislang keine ab­
weichende höchstrichterliche Entscheidung entgegenstand, 
zu bejahen. Selbst wenn somit der Vorstand des Beklagten, 
wie die Klägerin geltend macht, die Sach- und Rechtslage 
nicht mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt geprüft 
haben sollte, könnte hieraus ein Schadensersätzanspruch 
nicht hergeleitet werden, well eine etwaige Nachlässigkeit 
in der Nachprüfung nicht als ursächlich für das in di®
Rechte der Klägerin eingreifende Verhalten des Beklagten 
angesehen werden kann.
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Dagegen ist der geltend gemachte Zahlungsanspruch in der 
einfachen Höhe der Normaltarife der Klägerin aus dem Ge­
sichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung begrün­
det (BGH vom 8. Januar I960, I ZR 128/58 - Tanzstunden- 
äbschlußbälle). Hierbei kann dahinstehen, ob die Geltend­
machung von Bereicherungsansprüchen für einen lange zurück- ■ 
liegenden Zeitraum gegen Treu und Glauben verstoßen kann, 
falls sich aus einer Änderung der Rechtsprechung Bingriffe 
in fremde Ausschließlichkeitsrechte ergeben (vgl. Urt. des 
Landgerichts Berlin vom 16. Juni 1955» 17 0 197/54, S. 20 
ff), denn im Streitfall fallen die unerlaubten Musikdarbie-

itungen in einen Zeitraum, der nach dem Urteil des Bundesge­
richtshofs vom 6. November 1953 und nach dem Abschluß der 
Vereinbarung zwischen der Vereinigung der Musikveranstalter 
e.V. und der Klägerin vom September 1954 liegt. Löste sich 
aber die Vereinigung der Musikveranstalt er 9 ohne eine ent­
sprechende höchstrichterliche Entscheidung abzuwarten, von 
der in Rechtsprechung und Schrifttum abgelehnten Entschei­
dung des Reichsgerichts vom 11. Juni 1952, so kann es nicht 
als ein Verstoß gegen Treu und Glauben angesehen werden, 
wenn die Klägerin die ihr nach dieser Vereinbarung zustehen­
den Gebühren auch von solchen gewerblichen Musikveranstal­
tungen anfordert, die sich an diese Vereinbarung nicht als 
gebunden betrachten» Denn andernfalls wäre der Rechtsver­
letzer günstiger gestellt als derjenige Musikveranstalter, 
der ordnungsgemäß im Hinblick auf die fragliche Verein­
barung die Erlaubnis der Klägerin eingeholt hat. Das Ur­
teil des Kammergerichts war hiernach, soweit der Zahlungs­
anspruch infrage steht, dahin abzuändem, daß der Klägerin 
nur ihr Normaltarifsatz für öffentliche Aufführungen mit­
tels Rundfunk- und Fernsehapparaten in einfacher Höhe 
zuzuerkennen war»



Pie K09tenentScheidung beruht auf § 92 Abs* 1 ZPO.

Wilde Krüger-hieland Bundesrichter Pr. Weiß
ist infolge Erkrankung 
an der ünterschrifts- 
leistung verhindert.

Wilde
Löscher Pehle
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